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Neuer Mindestlohns zum 1. Januar 2026 
Die Mindestlohnkommission überprüft alle zwei Jahre die Höhe des Mindestlohns. In 
ihrer Sitzung vom 27. Juni 2025 hat sie eine stufenweise Erhöhung des gesetzlichen 
Mindestlohns auf 13,90 Euro zum 1. Januar 2026 und 14,60 Euro zum 1. Januar 2027 
beschlossen. Der Beschluss wird nun der Bundesregierung zur Umsetzung vorgelegt.  
 
Auch wenn der Beschluss damit unter der Forderung von 15 Euro aus dem Koalitions-
vertrag bleibt, bedeutet die Anhebung eine spürbare Belastung für Unternehmen.  
 
 

Unwirksamkeit einer Probezeitkündigung wegen widersprüchlichen Ver-
haltens 
Erklärt der Vorgesetzte einem Mitarbeiter in der Probezeit kurz vor Ende der Probezeit, 
er werde „natürlich“ übernommen und spricht danach die ordentliche Probezeitkündi-
gung aus, erweist sich die Kündigung wegen widersprüchlichen Verhaltens als treu-
widrig und damit nach § 242 BGB nichtig.  
 
Das LAG Düsseldorf hat klargestellt, dass nicht jedes widersprüchliche Verhalten da-
bei den Vorwurf der Treuwidrigkeit nach § 242 BGB begründet. Widersprüchliches 
Verhalten liegt aber dann vor, wenn der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer durch sein 
Verhalten Anlass gegeben hat zu glauben, das Arbeitsverhältnis werde längere Zeit 
fortbestehen, und dann plötzlich kündigt. Etwas anderes gilt nur dann, wenn der Ar-
beitgeber sich auf einen besonderen nachträglich entstandenen sachlichen Grund be-
rufen kann. Im vorliegenden Fall konnte der Arbeitgeber keine nachträglichen Gründe 
aufzeigen, die den Meinungsumschwung sachlich nachvollziehbar und damit nicht will-
kürlich erscheinen lassen. 
 
LAG Düsseldorf, Urteil vom 14. Januar 2025, 3 SLa 317/24 
 
 

Keine Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall nach entzündeter Tätowierung 
Führt eine Entzündung aufgrund einer Tätowierung dazu, dass der Arbeitnehmer ar-
beitsunfähig ist, besteht kein Anspruch auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall. So das 
LAG Schleswig-Holstein.  
 
Ein Arbeitnehmer hat nach § 3 Abs. 1 Satz 1 EFZG Anspruch auf Entgeltfortzahlung 
im Krankheitsfall durch den Arbeitgeber für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit bis zur 
Dauer von sechs Wochen, wenn er durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit an sei-
ner Arbeitsleistung verhindert ist, ohne dass ihn ein Verschulden trifft. 
 
Die Arbeitnehmerin hat die Arbeitsunfähigkeit selbst verschuldet. Ihr war bewusst, 
dass nach einer Tätowierung Komplikationen auftreten können und hat dies in Kauf 
genommen. 
 
LAG Schleswig-Holstein, Urteil vom 22. Mai 2025, 5 Sa 284 a/24 
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Druckkündigung durch Arbeitgeber  
An eine sog. Druckkündigung sind hohe Anforderungen zu stellen. Nicht jeder Druck 
berechtigt dazu, einem Arbeitnehmer zu kündigen. Vielmehr muss der Arbeitgeber sich 
schützend vor seinen Mitarbeiter stellen. Das hat das LAG Niedersachsen klargestellt.  
 
Was war geschehen? In einem Unternehmen verlangten Mitarbeiter – teils unter An-
drohung eigener Kündigungen – von ihrem Arbeitgeber, dass dieser einem Kollegen 
kündigt. Das Arbeitsklima galt bereits seit zehn Jahren als "höchst konfliktbelastet". 
Der Arbeitgeber gab dem Druck nach und kündigte dem Mitarbeiter. Dagegen erhob 
dieser Klage.  
  
Das LAG Niedersachsen hat der Kündigungsschutzklage stattgegeben. Weder sind 
die Voraussetzungen einer Druckkündigung gegeben noch lag ein sonstiger wichtiger 
Grund vor, der zu einer außerordentlichen Kündigung berechtigte.  
 
Eine Druckkündigung liegt vor, wenn Dritte unter Androhung von Nachteilen für den 
Arbeitgeber von diesem die Entlassung eines bestimmten Arbeitnehmers verlangen. 
Dabei sind zwei Fallgruppen zu unterscheiden: Das Verlangen des Dritten kann ge-
genüber dem Arbeitgeber durch ein Verhalten des Arbeitnehmers oder einen in dessen 
Person liegenden Grund objektiv gerechtfertigt sein. In diesem Falle liegt es im Ermes-
sen des Arbeitgebers, ob er eine personen- oder verhaltensbedingte Kündigung aus-
spricht. Fehlt es an einer objektiven Rechtfertigung der Drohung, kommt eine Kündi-
gung aus betriebsbedingten Gründen in Betracht. 
 
An die Zulässigkeit einer betriebsbedingten Druckkündigung sind strenge Anforderun-
gen zu stellen. Beim Verlangen der Belegschaft oder eines Teils der Belegschaft auf 
Entlassung eines Arbeitnehmers darf der Arbeitgeber diesem nicht ohne weiteres 
nachgeben. Er hat sich aufgrund seiner arbeitsvertraglichen Fürsorgepflicht schützend 
vor den betroffenen Arbeitnehmer zu stellen und alles Zumutbare zu versuchen, um 
die Belegschaft von ihrer Drohung abzubringen. Nur wenn daraufhin trotzdem ein Ver-
halten in Aussicht gestellt wird, z.B. Streik oder Massenkündigung, und dadurch 
schwere wirtschaftliche Schäden für den Arbeitgeber drohen, kann die Kündigung ge-
rechtfertigt sein. Dabei ist jedoch Voraussetzung, dass die Kündigung das einzig in 
Betracht kommende Mittel ist, um die Schäden abzuwenden.  
 
Im vorliegenden Fall hat sich der Arbeitgeber vor dem Kündigungsausspruch nicht 
schützend vor den Mitarbeiter gestellt, um den Druck abzuwenden. Eine Zurechtwei-
sung, ein internes Schreiben in dem der Arbeitgeber um Verständnis wirbt oder ein 
Mediationsangebot seien keine Maßnahmen, um sich schützend vor den Arbeitnehmer 
zu stellen. Der Arbeitgeber habe nicht überzeugend dargelegt, welche konkreten Be-
mühungen er unternommen habe, um das Arbeitsklima zu verbessern. 
 
LAG Niedersachsen, Urteil vom 13. Mai 2025, 10 SLa 687/24 
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VERANSTALTUNGEN 
 
 
 
 
 
„IT.CON by CYBR 360“ 
Donnerstag, 18. September 2025, 08.30 – 17.00 Uhr, Congresshalle Saarbrücken, 
Hafenstraße 12, 66111 Saarbrücken 
 
Die Fachmesse für IT und Cybersicherheit! Hier geht es zu den Tickets. 
 
Das erwartet Sie: 

• Unternehmen und Institutionen aus der IT- und Cybersicherheits-Branche der 
Großregion 

• Überblick über aktuelle Themen, Trends und Neuerungen in der Zukunft 

• Breites Bühnenprogramm auf zwei unterschiedlichen Bühnen (Saal West und 
Vorraum Ost) 

• Impulse, Diskussionen und Workshow Räume mit Best Practices und exklusi-
ven Insights 

• Highlight-Keynote: Mark T. Hofmann – Die dunkle Seite der KI: Wie Hacker KI 
& Deepfakes nutzen 

• Möglichkeit sich zu vernetzen und Synergien zu schaffen 

• Lounge-Area für Bewerbungsgespräche, Verhandlungen und Arbeitszonen 
 

Kernthemen der Fachmesse: 

• Cybersicherheit & Schutz sensibler Daten – Unternehmen erhalten praxisnahe 
Einblicke in aktuelle Bedrohungen, Schutzmaßnahmen und Best Practices für 
IT-Sicherheit. 

• Technologische Innovation & IT-Entwicklung – Präsentation neuer Technolo-
gien, Trends und Lösungen in den Bereichen IT, Digitalisierung und Künstliche 
Intelligenz. 

 
 
„Verjährung: Was ist zu berücksichtigen?“ 
Dienstag, 23. September 2025, 18:00 - 19:30 Uhr, Raum 1-3, IHK Saarland, Franz-
Josef-Röder-Straße 9, 66119 
 
Dem täglichen Geschäftsverkehr liegen vielfältige Vertragsformen zugrunde, die sehr 
unterschiedliche Verjährungsfristen haben. Ergreift der Gläubiger nicht die richtigen 
Maßnahmen, können einige dieser Forderungen bereits nach 6 Monaten dauerhaft 
verjähren und fallen somit komplett aus. Denn: Die Geltendmachung eines Zahlungs-
anspruchs ist zeitlich nur begrenzt möglich. 
 
  

https://it-con-messe.de/
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Bintz, Geschäftsführer ADVIN Inkassoservice GmbH, Saarbrücken, zeigt Ihnen 
auf, wie die Verjährungsfristen sich berechnen und wann die Verjährung von Ansprü-
chen droht. Gleichzeitig gibt er Ihnen Handlungsinstrumente an die Hand, die Sie als 
Unternehmer eigenständig anwenden können, um eine drohende Verjährung abzu-
wenden. Gerade jetzt mit dem sich ankündigenden Jahresende ist es an der Zeit, dass 
jeder Unternehmer seine offenen Rechnungen überprüft und aktiv wird. 
 
Anmeldungen bis 22. September 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saar-
land.ihk.de oder per Direktlink. 
 
 
„NIS-2: Welche Unternehmen sind betroffen, welche Pflichten bestehen und wie 
werden die Vorgaben in der Praxis konkret umgesetzt?“ 
Dienstag, 7. Oktober 2025, 18:00 – 19:30 Uhr, Raum 1 und 2, Saalgebäude der 
IHK Saarland, Franz-Josef-Röder-Straße 9, 66119 Saarbrücken 
 
Die IT-Sicherheit und deren Gewährleistung steht im Mittelpunkt von NIS-2. Für viele 
Unternehmen mit mehr als 50 Mitarbeitenden und einem Jahresumsatz von mehr als 
10 Millionen Euro in zahlreichen Branchen, darunter auch Unternehmen des produzie-
renden Gewerbes, werden neue Cybersicherheitspflichten gelten.  
 
Unsere Referenten Frau Sarah Bores, LL.M., W+ST Rechtsanwaltsgesellschaft 
mbH, Dillingen und Herr Christoph Lang, Geschäftsführer K4 DIGITAL GmbH, 
Saarwellingen, zeigen Ihnen auf, welche Unternehmen von dem NIS-2-Umsetzungs- 
und Cybersicherheitsstärkungsgesetz betroffen sind und welche IT-
Sicherheitspflichten sie zu erfüllen haben. Diese Veranstaltung deckt Themen wie die 
Betroffenheitsprüfung, die Pflichten für Unternehmen und die notwendigen Sicher-
heitsmaßnahmen - wie die Erstellung von IT-Sicherheitskonzepten und Notfallplänen 
für den Cyberangriff - ab. 
 
Anmeldungen bis 6. Oktober 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saarland.ihk.de 
oder per Direktlink.  

mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/Verj%C3%A4hrung_Was_ist_zu_ber%C3%BCcksichtigen-15-18810.html
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/NIS2__Welche_Unternehmen_sind_betroffen,_welche_Pflichten_bestehen_und_wie_werden_die_Vorgaben_in_der_Praxis_konkret_umgesetzt-15-18911.html
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Die in dem Newsletter Arbeitsrecht enthaltenen Angaben sind mit größtmöglicher 
Sorgfalt erstellt worden. Dennoch kann für Vollständigkeit, Richtigkeit sowie für zwi-
schenzeitliche Änderungen keine Gewähr übernommen werden.  
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